Allgemeine Einkaufsbedingungen
fiir Mietvertrage*-mM01/24
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Allgemeines, Geltungsbereich

Es gelten ausschlieRlich die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen der Stadtwerke Diisseldorf AG
(nachfolgend ,Auftraggeber genannt). Entgegenstehende odervon diesen Bedingungen abwei-
chende Bedingungen des Auftragnehmers werden nichtanerkannt, es seidenn eswird ihrer Gel-
tung seitens des Auftraggebers schriftlich zugestimmt. Die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen
des Auftraggebers gelten auch dann, wenn derVertrag von dem Auftragnehmerin Kenntnis ent-
gegenstehender oder von den Allgemeinen Geschaftsbedingungen des Auftraggebers abwei-
chenden Bedingungen des Auftragnehmers vorbehaltlos ausgefiihrt wird.

Alle Vereinbarungen, die zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer (zusammen
,Parteien“bzw.,Vertragsparteien“genannt) zwecks Ausfiihrung dieses Vertrages getroffen wer-
den, sind schriftlich niederzulegen.

Diese Allgemeinen Bedingungen gelten auch fiir alle kiinftigen Geschafte und Vertrage des Auf-
traggebers mit dem Auftragnehmer.

Jegliche denVertrag betreffende Korrespondenzist mit der Einkaufsabteilung des Auftraggebers
unter Angabe der Bestellnummer zu fiihren.

Die Vertragssprache ist Deutsch.

Allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragspartner, Erfiillungsort

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber die Mietsache fiir die vereinbarte Miet-
zeitgegen Zahlung des vereinbarten Entgeltes zu Giberlassen.

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Mietsache im vertraglich vereinbarten Zustand
zur Verfligung zu stellen und sie wahrend der Mietzeit im vertragsgemaRen Zustand zu erhal-
ten.

Der Auftragnehmer erbringt seine Leistungen, soweit in dem Vertrag kein anderer Erfiillungsort
schriftlich vereinbart ist, am Geschéftssitz des Auftraggebers.

Vertragsabschluss

Sofern das Angebot von Seiten des Auftraggebers erfolgt, halt sich der Auftraggeber an dieses
Angebot 14 Tage ab Angebotsdatum gebunden.

Im Vertrag wird der konkrete Leistungsumfang bestimmt. Der Auftragnehmer hat auch Leistun-
gen zu erbringen, die im Einzelnen in der Bestellung und im Vertrag nicht besonders aufgefiihrt
sind, fireine einwandfreie und vollstandige Erbringung des in Auftrag genommenen Leistungs-
umfanges aber erforderlich sind, ohne dass dem Auftragnehmer dadurch gegeniiber dem Auf-
traggeber Zusatz- und/oder Mehrforderungen zustehen.

Der Auftragnehmer hat sich selbstverantwortlich tiber die 6rtlichen Verhdltnisse und eventuell
darausresultierender Erschwernisse und Behinderungen vor Ort zu informieren. Nachforderun-
gen, die mit Nichtkenntnis der rtlichen Verhéltnisse begriindet werden, sind ausgeschlossen.

Der Auftraggeber kann Anderungen des Leistungsumfanges auch nach Vertragsschluss verlan-
gen. Bei dieser Vertragsanderung sind die Auswirkungen beiderseits, insbesondere hinsichtlich
der Mehr- oder Minderkosten sowie der Leistungstermine angemessen zu beriicksichtigen.
Sollte der Auftragnehmer beabsichtigen, den ihm in Auftrag gegebenen Leistungsumfang ganz
oder teilweise an Nachunternehmer zu vergeben, so ist dies dem Auftraggeber rechtzeitig vor
Auftragsvergabe an den Nachunternehmer bekanntzu geben. Unterbeauftragungen diirfen nur
mitvorheriger ausdriicklicher Zustimmung des Auftraggebers erfolgen.

Mietzahlung, Zahlungsbedingungen

Die in der Bestellung ausgewiesenen Preise sind Festpreise, es sei denn aus dem Vertrag ergibt
sich etwas anderes. In den Preisen enthalten sind insbesondere alle erforderlichen Vorhaltekos-
ten, Wegeldhne, Uberstunden und Leistungszuschlige sowie Kosten fiir Fracht und Verpackung
enthalten. Zusatzleistungen kénnen nur nach vorheriger schriftlicher Vereinbarung zwischen
den Vertragsparteien abgerechnet werden. Ansonsten sind Nachforderungen zum Auftragswert
bzw. Gesamtfestpreis ausgeschlossen.

Verglitungen fiir Vorstellung, Prasentationen, Verhandlungsgesprache und/oder fiir die Ausar-
beitung von Angeboten werden nicht gewéahrt, sofern zuvor schriftlich nichts anderes vereinbart
wurde.

Rechnungen kdnnen seitens des Auftraggebers erst dann bearbeitet werden, wenn diese die in
der Bestellung des Auftraggebers ausgewiesene Bestellnummer, sowie die mit der Bestellung
vereinbarten Unterlagen enthalten; fiiralle wegen Nichteinhaltung dieser Verpflichtung entste-
henden Folgen ist der Auftragnehmer verantwortlich. Bei Fehlen der vorgenannten Angaben
und/oder Unterlagen ist der Auftragnehmer nicht befugt, die Rechnungsforderung gegeniiber
dem Auftraggeber geltend zu machen.

Der Mietpreis wird, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, 30 Tage nach Ubergabe des
Mietgegenstands, dem Erhalt der priiffahigen Rechnung und Eingang aller vertraglich geforder-
ten Unterlagen féllig. Die Bezahlung erfolgt per Uberweisung oder Gutschrift. Hierzu hat der
Auftragnehmer eine entsprechende Bankverbindung anzugeben.

Soweit der Auftragnehmer Materialproben, Priifprotokolle, Qualitdtsdokumente oder andere
vertraglich vereinbarte Unterlagen zur Verfiigung zu stellen hat, setzt die Vollstéandigkeit der
Leistung auch den Eingang dieser Unterlagen voraus.

Aufrechnungs- und Zuriickbehaltungsrechte stehen dem Auftraggeberin gesetzlichem Umfang
zu.

Mietzeit, Vertragsstrafe
Die Mietzeit beginnt und endet zu derin der Bestellung vereinbarten Zeit

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber unverziglich schriftlich in Kenntnis zu
setzen, wenn Umstande eintreten oder ihm erkennbar werden, aus denen sich ergibt, dass der
vereinbarte Leistungstermin nichteingehalten werden kann. Der Auftragnehmer wird nach vor-
heriger Abstimmung mit dem Auftraggeber auf seine Kosten alle geeigneten MalRnahmen er-
greifen, um eine Terminiberschreitung zu vermeiden.

Im Fall des schuldhaften Leistungsverzuges in Bezug auf die Ubergabe der Mietsache durch den
Auftragnehmer ist der Auftraggeber berechtigt, eine Vertragsstrafe in Hohe von 0,15 % des Auf-
tragswertes entsprechend der Schlussrechnung je angefangenen Tag des Verzugs zu verlangen,

56

®3)

§7
()]

()

®)

58
(1

Seite 1von 3

*ohne Wohnraummiete, Pacht und Landpacht

Stadtwerke
Diisseldorf

2
-\—'\

jedoch insgesamt nicht mehr als 5 % des Auftragswertes entsprechend der Schlussrechnung.
Die Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Anspriiche bleibt vorbehalten.

Hdhere Gewalt

Als hohere Gewalt gelten solche Ereignisse oder Umstande oder eine Kombination von Ereignis-
sen oder Umstanden, die fiir die jeweilige Vertragspartei und deren Erfiillungsgehilfen auch bei
angemessener Sorgfaltan den jeweiligen Erfiillungsorten unvorhersehbar und unbeeinflussbar
sind; deren Auswirkungen auf die Vertragserfiillung selbst durch groRtmaogliche, noch zumut-
bare BemUihungen nicht verhindert werden kdnnen; und durch die die jeweilige Vertragspartei
an der ordnungsgemafe Vertragserflillung ganz oder teilweise gehindert ist. Tritt ein Fall der
hoheren Gewalt ein, so sind beide Parteien fiir die Dauer der Storung und im Umfang ihrer Wir-
kung von ihren vertraglichen Verpflichtungen befreit. Die gehinderte Partei ist verpflichtet, die
andere Partei unverzlglich unter Darlegung der sie an der Vertragserfillung hindernden Um-
stande zu benachrichtigen. Die Parteien werden ihre Verpflichtungen den veranderten Verhalt-
nissen nach Treu und Glauben anpassen. Die Parteien haben alle angemessenen Anstrengungen
zur Beseitigung bzw. Minderung der durch die Behinderung entstehenden Schaden zu unter-
nehmen und sich wechselseitig laufend zu informieren. Sobald die hindernden Umsténde weg-
fallen, sind die Leistungen unverziiglich wiederaufzunehmen.

Der Auftraggeber ist von der Verpflichtung zur Abnahme der bestellten Leistung ganz oder teil-
weise befreit und insoweit zum Riicktritt vom Vertrag berechtigt, wenn die Leistung aufgrund
derdurch die hohere Gewalt verursachten Verzogerung fiir diesen —unter Beriicksichtigung der
wirtschaftlichen Gesichtspunkte —nicht mehrverwertbarist. Anspriiche des Auftragnehmers fiir
einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergiitung und/oder Ersatz der in der Ver-
glitung nicht inbegriffenen Auslagen und/oder Schadensersatz und/oder Verwendungen sind
fiir diesen Fall ausgeschlossen.

Dem Auftragnehmersteht kein Anspruch aufVergiitung etwaiger Zusatzkosten zu, die aufgrund
der héheren Gewalt entstehen.

Riicktritt vom Vertrag und Kiindigung

Kommt der Auftragnehmer mit der Ubergabe des Mietgegenstandes in Verzug, so kann der Auf-
traggeber vom Vertrag zuriicktreten, wenn er dem Auftragnehmer eine angemessene Nachfrist
zur Bereitstellung der Mietsache gesetzt haben.

Der Auftraggeber kann einen Vertrag unbeschadet eines weitergehenden gesetzlichen Kiindi-
gungsrechts fristlos kiindigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt ins-
besondere vor

. wenn der Auftragnehmer trotz Abmahnung wiederholt seiner Pflicht zur Erhaltung der
Mietsache im vertragsgeméaRen Zustand nicht nachkommt,

. wenn der Auftragnehmer die vereinbarte Garantie, trotz schriftlicher Abmahnung nicht
einhalt,

. wenn der Auftragnehmer von seinem Recht auf Austausch der Mietsache keinen Ge-
brauch machtund zwei Reparaturversuche fehlgeschlagen sind,

. wenn der Auftragnehmer gegen die ,Vereinbarung zur Auftragsdatenverarbeitung ge-
maf Art. 28 DSGVO* versto3t,

. wenn derAuftragnehmerin EU-Sanktionslisten, insbesondere in den zurVerordnung (EG

Nr. 881/2002 (Al-Quaida und Taliban), zur Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 (sonstige
terrorverdachtige Personen), zur Durchfithrungsverordnung (EU) 2022/260, oder zur
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/261 in den jeweils aktuellen Fassungen, gefiihr-
ten Namenslisten genannt wird (siehe auch Absatz 3),

. wenn der Auftragnehmer oder zuldssigerweise der Auftraggeber oder ein anderer Glau-
biger das Insolvenzverfahren (§§ 14 und 15 InsO) beziehungsweise ein vergleichbares
gesetzliches Verfahren —auch nach auslandischen Recht—beantragt hat oder dessen Er-
6ffnung mangels Masse abgelehnt wird und wenn aus der Sicht exante —im Hinblick auf
die bei Vertragsabschluss bestehenden Umstande und im Hinblick auf die durch die In-
solvenzsituation ausgeldsten Umstdnde — ein sachlicher Grund fiir die Vertragsbeendi-
gung besteht; insbesondere wenn im Falle des Fort-/Bestehens des Vertragsverhaltnis-
ses fiir die fallig werdenden Forderungen Ausfalle zu beflirchten sind und/oder die Ge-
genleistung eine anfechtbare Rechtshandlung darstellen wiirde. Der Auftraggeber kann
vom Auftragnehmereinen Nachweis fiirseine finanzielle und personelle Leistungsfahig-
keit flir die gesamte Vertragslaufzeit verlangen,

. wenn der Auftragnehmer oder eine mit seinem Wissen bei Vorbereitung, Abschluss oder
Durchfithrung des Vertrages tatigen Person einen Bediensteten oder Beauftragten des
Auftraggebers oder in dessen Interesse einem Dritten Vorteile irgendwelcher Art in Aus-
sicht stellt, verspricht, anbietet oder gewéhrt,

. wenn der Auftragnehmer oder eine von ihm beauftragte Person mit anderen Bietern
wettbewerbswidrige Absprachen im Zusammenhang mit dem Abschluss oder der
Durchfiihrung dieses Vertrages trifft,

. wennderAuftragnehmergegen Vorschriften des Arbeits- oder Umweltschutzes trotz Ab-
mahnung verstoRt,

. wenn der Auftragnehmer die vereinbarten Regelungen zur Informationssicherheit oder
zum Datenschutz schwerwiegend verletzt, oder wenn.

. das Vertrauensverhdltnis zwischen den Parteien aufgrund nach Vertragsschluss einge-

tretener Umstande erheblich gestort ist, oder andere Umsténde vorliegen, aufgrund de-
rer ein Festhalten am Vertrag dem Auftraggeber nicht mehr zugemutet werden kann,

Die Kiindigung bedarf der Textform.

Bei einer Aufnahme des Auftragnehmers in eine der EU-Sanktionslisten ist es dem Auftraggeber
u.a. untersagt, dem Auftragnehmer Gelder auszuzahlen. Der Auftraggeber ist berechtigt, aber
nicht verpflichtet, etwaige dem Auftragnehmer geschuldete Zahlungen auf ein eingefrorenes
Konto des Auftragnehmers zu tiberweisen, sofern ein solches besteht und dieses dem Auftrag-
geber bekannt ist. Es ist Obliegenheit des Auftragnehmers, bei den zustandigen Behorden ggfs.
eine Ausnahmeentscheidung herbeizufiihren, die dem Auftraggeber eine Zahlung an den Auf-
tragnehmer erlaubt. Solange dem Auftraggeber keine vollziehbare Ausnameentscheidung vor-
liegt, gerét er gegenliber dem Auftragnehmer nicht in Verzug. Hat der Auftraggeber Zweifel, ob
es sich beim Auftragnehmer tatséchlich um eine gelistete Person oder Vereinigung handelt, ist
er berechtigt, zustandige Behdrden einzuschalten; eine Nebenpflicht, den Auftragnehmer hier-
iber zu unterrichten, besteht nicht.

Dokumente

Alle zum Mietgegenstand gehdrenden Zeichnungen, technischen Dokumente, Anhénge, Dia-
gramme, Betriebs- und Wartungshandbiicher, Anwenderhandbiicher, Kataloge, Spezifikatio-
nen und sonstige vom Auftragnehmer anzufertigende oder zu liefernde Dokumente sind in —so-
weit vorhanden - deutscher Sprache vorzulegen, sofern nicht ausdriicklich etwas anderes
schriftlich vereinbart wurde.
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Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auf allen Versandpapieren, Lieferscheinen, Leistungsnach-
weisen und sonstiger Schriftverkehr die Bestellnummer des Auftraggebers anzugeben; unter-
lassterdies, so sind Verzogerungen in der Bearbeitung unvermeidlich. Fir diese hat der Auftrag-
geber nicht einzustehen.

Bei Vertragsbeendigung gibt der Auftragnehmer samtliche vom Auftraggeber erhaltene oderer-
stellte Datentrager, Dokumente und Aufzeichnungen unaufgefordert zuriick.

Méngel des Mietgegenstandes

Die Méangelanspriiche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer bestimmen sich nach den
gesetzlichen Vorschriften.

Zeigt sich wahrend der Mietzeit ein Mangel, so ist dieser vom Auftraggeber formlos und unver-
ziiglich nach Kenntnisnahme dem Auftragnehmer mitzuteilen. Keine Anzeigepflicht besteht
hinsichtlich solcher Mangel, die bereits bei Ubergabe der Mietsache vorhanden und erkennbar
waren.

Haftung, Versicherung
Der Auftragnehmer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.

Der Auftragnehmer hat eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindes-
tens 3 Mio. Euro je Schadensfall fiir Sach- und Vermogensschaden, pauschal, fiir Personenscha-
den unbegrenzt zu unterhalten. Die Méglichkeit des Auftraggebers, tiber die Deckungssumme
der Versicherungen hinaus Schadensersatzanspriiche gegen den Auftragnehmer geltend zu
machen, bleibt hiervon unberiihrt. Der Auftragnehmer weist dem Auftraggeber diese Versiche-
rung auf Wunsch nach.

Riickgabe des Mietgegenstands - Verjdhrung

Die Riickgabe der Mietsache erfolgt bei Beendigung der Mietzeit durch Abholung der Mietsache
seitens des Auftragnehmers.

Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Mietsache in dem Zustand zuriick zu geben, der
dem Auslieferungszustand der Mietsache unter Beriicksichtigung der den vertragsgemaRen
Mietgebrauch entstandenen Abnutzungen entspricht. Verdnderungen oder Verschlechterun-
gen der Mietsache, die durch den vertragsgemédRen Gebrauch herbeigefiihrt werden, hat der
Auftraggeber nicht zu vertreten.

Die §§ 545 BGB (Stillschweigende Verlangerung des Mietverhaltnisses) und 546a BGB (Entscha-
digung des Vermieters bei verspateter Riickgabe) finden keine Anwendung.

Die Ersatzanspriiche des Auftragnehmers wegen Veranderungen oder Verschlechterungen der
Mietsache verjahren in sechs Monaten ab dem Zeitpunkt, in dem der Auftragnehmer die Miet-
sache zurlickerhalt.

Eigentum, Beistellung, Werkzeuge

Sofern der Auftraggeber Stoffe oder Materialien liefert und/oder beistellt, verbleiben diese im
Eigentum des Auftraggebers. Verarbeitung oder Umbildung durch den Auftragnehmer werden
fiir den Auftraggeber vorgenommen. Werden die Stoffe und Materialien im Eigentum des Auf-
traggebers mitanderen, ihm nicht gehdrenden Gegenstédnden verarbeitet, so erwirbt er das Mit-
eigentum an der neuen Sache im Verhéltnis des Wertes seiner Sachen zu den anderen verarbei-
teten Gegenstanden zur Zeit der Verarbeitung.

Wird die vom Auftraggeber bereitgestellte Sache mit anderen, ihm nicht gehdrenden Gegen-
standen untrennbar vermischt, so erwirbt er das Miteigentum an der neuen Sache im Verhéltnis
des Wertes der Vorbehaltssache zu den anderen vermischten Gegenstanden zum Zeitpunkt der
Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Auftragnehmers als
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Auftragnehmer dem Auftraggeber an-
teilsmaRig Eigentum Ubertragt; der Auftragnehmer verwahrt das Allein- oder Miteigentum fir
den Auftraggeber.

Von dem Auftraggeber zur Verfiigung gestellte Werkzeuge verbleiben im Eigentum des Auftrag-
gebers. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Werkzeuge ausschlieRlich fiir die Mietsache des
Auftraggebers einzusetzen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die dem Auftraggeber gehdren-
den Werkzeuge zum Neuwert auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlschaden
zu versichern. Er ist verpflichtet, etwa erforderliche Wartungs- und Inspektionsarbeiten auf ei-
gene Kosten rechtzeitig durchzufiihren. Etwaige Storfalle hat der Auftragnehmer dem Auftrag-
gebersofortanzuzeigen; unterldsster dies schuldhaft, so bleiben Schadensersatzanspriiche un-
beriihrt.

Schutzrechte

Der Auftragnehmer steht dafiir ein, dass im Zusammenhang mit seiner Leistung keine Rechte
Dritter verletzt werden.

Wird der Auftraggeber von einem Dritten diesbeziiglich in Anspruch genommen, so ist der Auf-
tragnehmer verpflichtet, den Auftraggeber von diesen Anspriichen freizustellen. Die Freistel-
lungspflicht des Auftragnehmers bezieht sich aufalle Aufwendungen, die dem Auftraggeber aus
oderin Zusammenhang mitder Inanspruchnahme durch einen Dritten erwachsen.

Samtliche dem Auftraggeber tiberlassenen Dokumente, Software, Unterlagen und Informatio-
nen gehen in das Eigentum des Auftraggebers zu dessen uneingeschrankter Nutzung im Rah-
men des Vertragszweckes lber.

Der Auftragnehmer stellt sicher, dass samtliche Bestimmungen zum Urheberrecht erfiillt sind,
die Urheberrechte des Auftraggebers gewahrt werden und die benétigten Lizenzen fiir den Be-
trieb vorhanden sind.

Geheimhaltung

Der Auftragnehmer wird alle Informationen, die er vom Auftraggeber im Zusammenhang mit
dem Vertrag erhélt (nachfolgend ,vertrauliche Informationen“ genannt), uneingeschrankt ver-
traulich behandeln und ausschlieRlich zur Erfiillung des Vertrages verwenden. Dies gilt nicht fir
rechtméRig offenkundige oder sonst rechtméaRig (auch von Dritten) erlangte Informationen. Der
Nachweis dieser Voraussetzungen obliegt dem Auftragnehmer. Nachunternehmer sind ent-
sprechend zu verpflichten.
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Der Auftragnehmer wird vertrauliche Informationen nur mit Zustimmung des Auftraggebers
veroffentlichen oder Dritten zugédnglich machen, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschrif-
ten eine weitergehende Offenlegung erfordern oder die Offenlegung behordlich oder richterlich
angeordnet wird. Der Auftragnehmer darf jedoch zum Zwecke der Durchfiihrung des Vertrages
vertrauliche Informationen an Mitglieder seiner Unternehmens—Gruppe und an zur beruflichen
Verschwiegenheit verpflichtete Berater weiterleiten, die jedoch vorheraufdie Einhaltung dieser
Klausel zu verpflichten sind.

DerVertragsschlussist vertraulich zu behandeln. In Werbematerialien oder Pressemitteilungen
des Auftragnehmers darf auf den Geschaftsschluss mit dem Auftraggeber erst nach dessen
schriftlicher Einwilligung hingewiesen werden.

Nach Beendigung des Vertrages sind alle vertraulichen Informationen an den Auftraggeber her-
auszugeben oder auf Verlangen des Auftraggebers zu 16schen und/oder zu vernichten. Die Ver-
traulichkeitsverpflichtung gilt tiber das Vertragsverhaltnis zwischen Auftraggeber und Auftrag-
nehmer hinaus.

Vertraulichkeit

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, erhaltene Netzkunden- und Netzinformationen vertrau-
lich zu behandeln und nicht ohne Zustimmung des Netzbetreibers direkt oder indirekt an Dritte
weiterzuleiten. Die vertrauliche Handhabung betrifft sémtliche Netzkunden- und Netzinfor-
mationen—letztere mitAusnahme der bereits veréffentlichten Informationen—und verpflichtet
den Auftragnehmer, diese mit der objektiv erforderlichen Sorgfalt zu behandeln. Der Begriff,In-
formation” ist grundsatzlich weitldufig zu definieren und umfasst hierbei jegliches Anschau-
ungsmaterial, wie Unterlagen, Schriftstiicke, Aufzeichnungen, Notizen, und Dokumente etc. Des
Weiteren ist es unerheblich, ob die Informationen mindlich, schriftlich oder in sonstiger Weise
zur Verfiigung gestellt werden.

Mit Netzkundeninformationen werden nachfolgend wirtschaftlich sensible Informationen
nach § 6a Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes — EnWG — bezeichnet. Sie werden ausdriicklich
als vertraulich bezeichnet. Es sind Informationen Uiber Netznutzer oder potenzielle Netznutzer,
von denen der Netzbetreiber oder ein von ihm beauftragter Dritter in Ausiibung seiner Tatigkeit
als Netzbetreiber Kenntnis erlangt hat und die geeignet sind, unberechtigte Marktchancen auf
vor- und nachgelagerten Wettbewerbsmarkten zu gewahren. Netznutzer sind natirliche oder
juristische Personen, die Energie in ein Elektrizitdts- oder Gasversorgungsnetz einspeisen oder
daraus beziehen (§ 3 Nr. 28 EnNWG).

Zu diesen Informationen zahlen insbesondere

. kundenrelevante Informationen aus einer Netznutzungsanfrage /Anfrage tiber einen
Ein- oder Ausspeisevertrag/Transportanfrage iiber den Netznutzer und
. kundenrelevante Informationen aus einem Netznutzungsvertrag/Ein- oder Ausspeise-

vertrag/Transportvertrag sowie aus der Abwicklung des Netznutzungs-/Ein- oder Aus-
speisevertrages/Transportvertrages.

Beispiele fiirsolche Informationen sind u. a. Verbrauchsdaten eines Letztverbrauchers, Informa-
tionen Uberdie H6he der von einem Netznutzer angefragten Kapazitaten/Transportleistungen,
Informationen tiber den Transportzeitraum, Angaben Uber die Auslastung gebuchter Kapazita-
ten durch einen Netznutzer.

Mit Netzinformationen werden nachfolgend wirtschaftlich relevante Informationen nach § 6a
Abs. 2 EnWG bezeichnet. Netzinformationen sind Informationen des Netzbetreibers tiber die ei-
gene Tatigkeit als Netzbetreiber, deren Kenntnis einem Netznutzer wirtschaftliche Vorteile
bringen kann. Sie werden ausdricklich als vertraulich bezeichnet, sowie sie nicht vom Netzbe-
treiber verdffentlicht worden sind. Beispiele fiir solche Informationen sind u. a. durch den Netz-
betreiber veranlasste Netzausbauvorhaben und die zukiinftige Verfiigbarkeit von Leitungska-
pazitdten, Netzerweiterungen oder Hausanschlussherstellung sowie Netzlast.

Informationen, die offensichtlich ohne wirtschaftliche Bedeutung auf vor- und nachgelagerten
Wettbewerbsmarkten allgemein zuganglich oder bereits veréffentlicht sind, werden nicht als
wirtschaftlich sensibel i. S. d. § 6a Abs. 1 EnWG oder wirtschaftlich relevanti. S. d. § 6a Abs. 2
EnWG angesehen.

Die mit Netzkunden- und Netzinformationen befassten Mitarbeiter des Auftragnehmers sind
iberdie Pflicht zur vertraulichen Handhabung zu unterrichten und entsprechend anzuweisen.
DerAuftragnehmererklart ausdriicklich, fiir jegliche schuldhafte Verletzung durch seine Vertre-
tereinzustehen.

Innerhalb von zehn (10) Tagen nach einer etwaigen Aufforderung des Netzbetreibers muss der
Auftragnehmer alle Originale und Kopien mit Netzkunden- und Netzinformationen an den
Netzbetreiber zuriicksenden und darf sonstige verbleibende Netzkunden- und Netzinformatio-
nen nicht weiterverwenden.

Datenschutz

Der Auftragnehmer hélt samtliche Regelungen zum Datenschutz in der jeweils geltenden Fas-
sungein. DerAuftragnehmerbelehrtalle Mitarbeiter nach den einschldgigen datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen und verpflichtet diese zur Einhaltung des Datengeheimnisses.

Der Auftraggeber verarbeitet personenbezogene Daten des Auftragnehmers nur entsprechend
der Regelungen zum Datenschutz in der jeweils geltenden Fassung. Die Informationen des Auf-
traggebers (Informationen gem&R Art. 13 DSGVO fiir Lieferanten) sind zu finden unter
https://www.swd-ag.de/rechtliches/datenschutz/#lieferanten.

Sofern der Auftragnehmer als Auftragsverarbeiter i.S.v. Art. 4 Nr. 8 DSGVO auftritt, geht der Auf-
traggeber davon aus, dass alle fiir den Auftrag relevanten Verarbeitungsprozesse im Geltungs-
bereich der DSGVO stattfinden. Das gilt auch fiir den Einsatz von Nachunternehmern.

Wenn fiir den Auftrag relevante Verarbeitungsprozesse auRRerhalb des Geltungsbereiches der
DSCVO stattfinden, soistder Auftraggeber hieriiber rechtzeitigim Vorfeld zu informieren. Dieses
gilt auch bei der Feststellung der Angemessenheit des Datenschutzniveaus im Drittland durch
die EU-Kommission (Art. 45 DSGVO), Vorliegen geeigneter Garantien (Art. 46 DSGVO) oder Aus-
nahmen fiir bestimmte Félle (Art. 49 DSGVO).

Die E-Mail-Adresse des Datenschutzbeauftragten der Auftraggeber lautet: datenschutz@swd-
ag.de.

Informationssicherheit

Bei dem Auftraggeber handelt es sich um ein ISO/IEC 27001 zertifiziertes Unternehmen mit kri-
tischer Infrastruktur, dessen Informationen eines besonderen Schutzes bediirfen.
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Mindestens zwei Tage vor Beginn der Tatigkeiten meldet der Auftragnehmer die ausfiihrenden
Mitarbeiter namentlich dem Auftraggeber, sofern sie Zugang zu kritischer Infrastruktur benéti-
gen. Bei der Aufnahme der Tatigkeiten haben sich die Mitarbeiter des Auftragnehmers unaufge-
fordert bei dem Empfangsdienst oder dem Sicherheitsverantwortlichen des Zutrittsbereichs an-
zumelden, um ihre Identitdt und Firmenzugehdrigkeit geeignet nachzuweisen. Handlungen
dieser Mitarbeiter kdnnen vom Auftraggeber personenbezogen protokolliert werden.

Der Auftragnehmer meldet unaufgefordert und unverziiglich bekannt gewordene Sicherheits-
vorfélle, sicherheitsrelevante Ereignisse und Schwachstellen, welche Auswirkungen auf die In-
formationssicherheit des Auftraggebers haben oder haben konnten. Der Auftragnehmer be-
nenntauRerdem eine Kontaktperson sowie einen Vertreter, die seitens des Auftraggebersin Fra-
gen der Informationssicherheit kontaktiert werden kdnnen.

Nach Beendigung der Tatigkeiten sind alle zur Verfligung gestellten Informationen unaufgefor-
dert zuriickzugeben oder nachweislich zu vernichten.

Der Auftragnehmer gestattet dem Auftraggeber, die Einhaltung der Informationssicherheit
beim Auftragnehmer angemessen zu priifen oder durch geeignete Dritte priifen zu lassen.

Die E-Mail-Adresse des Informationssicherheitsmanagements des Auftraggebers lautet:
ISM@swd-ag.de

Umweltschutz

DerAuftragnehmer verpflichtet sich bei seinen Leistungen im Rahmen der wirtschaftlichen und
technischen Méglichkeiten umweltvertragliche Produkte, Verfahren und Verpackungen einzu-
setzen sowie bei allen Tatigkeiten zur Vertragserfillung die geltenden Umweltschutzvorschrif-
ten einzuhalten.

Der Auftragnehmer hat die bei der Auftragsdurchfithrung anfallenden Abfélle nach MaRgabe
der abfallrechtlichen Vorschriften eigenverantwortlich und auf seine Kosten zu entsorgen.

Wechsel des Vertragspartners

DerAuftraggeberist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag oder den gesamten
Vertrag aufeinen Dritten zu (ibertragen. Der Auftragnehmer stimmt dieser Ubertragung zu. Dies
giltdann nicht, wenn der Dritte nichtin zumindest vergleichbarer Weise die Gewahr fir die ord-
nungsgemaRe Erfiillung des Vertrages bietet wie der Auftraggeber.

Wettbewerbsklausel

Sofern durch bestandskraftigen Bescheid oder rechtskraftigem Urteil festgestellt wurde, dass
sich der Auftragnehmer an unzuldssigen Wettbewerbsbeschrankungen im Sinne des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen - GWB - beteiligt hat, insbesondere wenn der Auftragneh-
merVereinbarungen mit Dritten iiber die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, tiber zu for-
dernde Preise, Uber die Errichtung einer Ausfallentschadigung (Gewinnbeteiligung oder sons-
tige Abgaben) und/oder iber die Festlegung von Preisempfehlungen trifft, und der Auftraggeber
Leistungen beauftragt hat, die von den Marktabsprachen geméaR Bescheid oder Urteil betroffen
waren, hat der Auftragnehmer 15 % der Nettoauftragssumme an den Auftraggeber zu zahlen.
Dem Auftragnehmer bleibt nachgelassen darzulegen, dass der Auftraggeber von der Marktab-
sprache nicht betroffen war oder die Marktabsprache nicht zu einer Erhéhung der Nettoauf-
tragssumme in Hohe von 15 % fiihrte. Die Verpflichtung zur Zahlung der Pauschale gilt auch
dann,wenn derVertrag gekiindigt wird oder bereits erflillt ist. Sonstige vertragliche oder gesetz-
liche Anspriiche des Auftraggebers bleiben hiervon unberiihrt.

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz - LkSG -regelt die Einhaltung von menschenrechtli-
chen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten. Die Parteien vereinbaren insoweit die Geltung
des Supplier Code of Conducts fiir Lieferanten und Dienstleister des Stadtwerke Diisseldorf Kon-
zerns (nachfolgend ,SCoC* genannt) in der jeweils aktuellen Fassung, abrufbar unter
https://www.swd-ag.de/ueber-uns/unternehmen/einkauf-logistik/.

DerAN verpflichtetsich, die ,Grundsatzerkldrung Menschenrechte” des Auftraggebersin der je-
weils aktuellen Fassung zu ist beachten und die damit einhergehenden Vorgaben einzuhalten
sowie alle notwendigen Schritte einzuleiten, um sicherzustellen, dass die darin enthaltenen
Pflichten sowohl seines Unternehmens als auch innerhalb seiner Lieferkette eingehalten wer-
den. Die Grundsatzerkldrung kann (ber die Homepage des Auftraggebers unter
https://www.swd-ag.de/ueber-uns/unternehmen/lieferkettengesetz/ abgerufen werden.

DerAuftragnehmergewdhrleistet, dass erdie Regelungen des SCoC und der Grundsatzerklarung
einhalt und keine Rechte Dritter verletzt. Sollten Dritte gegeniiber dem Auftraggeber eine Ver-
letzung ihrer Rechte geltend machen, stellt der Auftragnehmer den Auftraggeber von allen An-
spriichen frei.

Arbeitskrafte

Der Auftragnehmer erbringt die beauftragte Leistung durch eigene Arbeitskréfte eigenverant-
wortlich und selbstandig. Fiirden Fall, dass der Auftragnehmer zur Ausfiihrung des Auftrags sei-
nerseits Nachunternehmer oder Leiharbeitnehmer einsetzt, ist er verpflichtet, diese sorgfaltig
auszuwahlen. Die Arbeitskréafte des Auftragnehmers und der von ihm beauftragten Nachunter-
nehmer und Verleiher unterliegen keinen fachlichen Weisungen des Auftraggebers.

Geltung des Mindestlohngesetzes - MiLoG -

Mindestentgelte

Mindestentgelte

Der Auftragnehmer verpflichtet sich,

aa) seinen zur Ausflihrung der beauftragten Leistung eingesetzten Arbeitnehmern ein Arbeits-
entgelt mindestens in Hohe des Mindestlohns nach § 1 Abs. 2 MiLoG spatestens zu dem in § 2
Abs. 1 MiLoG bestimmten Félligkeitszeitpunkt zu zahlen.

bb) nur solche Nachunternehmen und Verleiher von Arbeitskraften bei der Ausfiihrung der be-

auftragten Leistung zuzulassen, die den Mindestlohn nach § 1 Abs. 2 MiLoG rechtzeitig an ihre
Arbeitnehmer zahlen.
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Dokumentations- und Nachweispflichten nach § 17 MiLoG

Erbringt der Auftragnehmer die beauftragte Leistung durch geringfiigig Beschaftigte nach § 8
SGB IV oderin den in § 2a Schwarzarbeiterbekdmpfungsgesetz genannten Branchen, ist er ver-
pflichtet, entsprechend § 17 MiLoG, Beginn, Ende und Dauer der taglichen Arbeitszeit seiner zur
Ausfiihrung der beauftragten Leistung eingesetzten Arbeitnehmer spatestens bis zum Ablauf
des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und die
Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre ab dem fiir die Aufzeichnung mafRgeblichen Zeitpunkt
aufzubewahren.

Verpflichtungserklarung von Nachunternehmen oder Verleihern

Setzt der Auftragnehmer zur Ausfiihrung des Auftrags Nachunternehmer oder Leiharbeitneh-
mer ein, wird er den Nachunternehmer und Verleiher zur rechtzeitigen Zahlung des Mindest-
lohns nach § 1 Abs. 2 MiLoG und zur Einhaltung der Verpflichtungen nach § 17 MiLoG verpflich-
ten. Der Auftragnehmer hat die entsprechende Verpflichtungserklarung vor dem Einsatz des je-
weiligen Nachunternehmers oder Verleihers einzufordern und dem Auftraggeber vorzulegen.

Kontrollrechte

aa) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, jederzeit auf Verlangen des Auftraggebers Kontrollen
Uber die Einhaltung und Umsetzung seiner Pflichten nach dem MiLoG zu erméglichen. Zu die-
sem Zweck hat der Auftragnehmer die zur Kontrolle erforderlichen Unterlagen, insbesondere
Entgeltabrechnungen und Zeitnachweise der Arbeitnehmer, die zur Ausfiihrung der beauftrag-
ten Leistung eingesetzt sind, dem Auftraggeber jederzeit auf Verlangen vollstandig und priiffa-
hig vorzulegen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Arbeitnehmer auf die Mdglichkeit
solcher Kontrollen hinzuweisen.

bb) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die von ihm zur Ausfiihrung des Auftrags eingesetzten
Nachunternehmen oder Verleiher sowie etwaige dritte Nachunternehmen seinerseits auf die
Einhaltung derihnen nach dem MiLoG obliegenden Pflichten zu kontrollieren und dem Auftrag-
geberdie Einhaltung der Verpflichtungen auf sein Verlangen jederzeit nachzuweisen.

Freistellungserklarung

aa) Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von allen Anspriichen Dritter frei, die auf einer
Verletzung seiner Verpflichtungen oder auf der Verletzung der Verpflichtungen von ihm beauf-
tragter Nachunternehmer oder Verleiher aus dem MiLoG beruhen.

bb) Die Freistellungsverpflichtung gilt sowohl fiir die zivilrechtliche Haftung als auch fiir BuR-
gelder, die wegen VerstoRen des Auftragnehmers beziehungsweise von diesem eingesetzter
Nachunternehmer oder Verleiher gegen den Auftraggeber verhdangt werden, sofern die geltend
gemachten Anspriiche und Forderungen auf einer behaupteten Verletzung der Pflichten des
Auftragnehmers, des Nachunternehmers oder Verleihers aus dem MiLoG beruhen.

Die Verpflichtung zur Freistellung gilt ausdriicklich auch gegeniiber Anspriichen von Sozialver-
sicherungstragern und Finanzbehdrden.

Benachrichtigungspflicht

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber unverziiglich dariiber zu informieren,
wenn ihm gegeniiber zivilrechtliche Anspriiche eigener Arbeitnehmer oder von Arbeitnehmern
beauftragter Nachunternehmer oder Verleiher geltend gemacht werden, sofern diese Ansprii-
che im Zusammenhang mit dem MiLoG stehen. Diese Informationspflicht besteht auch, wenn
gegen den Auftragnehmer ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet worden ist oder er
Kenntnis von einem solchen Verfahren gegeniiber seinem Nachunternehmer oder Verleiher er-
haltund das Ordnungswidrigkeitsverfahren im Zusammenhang mit dem MiLoG steht.

Sanktionen

Bei schuldhaften VerstoRen des Auftragnehmers und von ihm beauftragter Nachunternehmer
oder Verleiher oder dritter Nachunternehmer gegen die Verpflichtungen aus dem MilLoG gilt
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer eine Vertragsstrafe als vereinbart, deren
Hohe eins von Hundert, bei mehreren VerstéRen bis zu fiinfvon Hundert des Auftragswertes be-
tragt. Dies gilt auch flir den Fall, dass der VerstoR durch einen vom Auftragnehmer eingesetzten
Nachunternehmer oder einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer oder von einem Ver-
leiher von Arbeitskréften begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den VerstoR bei
Beauftragung des Nachunternehmers und des Verleihers von Arbeitskréften nicht kannte und
unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch nicht kennen musste.

Die schuldhafte Nichterfiillung der Verpflichtungen aus dem MiLoG durch den Auftragnehmer,
seinen Nachunternehmer und die Verleiher von Arbeitskraften berechtigen den Auftraggeber
zur fristlosen Kiindigung des Vertrages.

Gerichtsstand, Anwendbares Recht und Sonstiges

Sofern der Auftragnehmer Kaufmann ist, wird der Geschaftssitz des Auftraggebers als Gerichts-
stand vereinbart. Der Auftraggeber ist jedoch berechtigt, den Auftragnehmer auch am Gericht
seines Firmensitzes zu verklagen.

Esfindet deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts vom 11.4.1980 Anwendung.
Sollte eine der Bestimmungen nichtig sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der Gibrigen
Bestimmungen hierdurch nicht beriihrt. Die Parteien werden in einem solchen Fall eine Rege-
lung treffen, die der unwirksamen oder nichtigen Regelung wirtschaftlich entspricht oder ihr
moglichst nahekommt. Gleiches gilt bei Regelungsliicken.

Anderungen und Ergénzungen dieses Vertrages bediirfen der Schriftform.

13.06.2023


https://intranet.swd-ag.de/services/FormularbibliothekSWD/Unternehmenslogos/SWD_Logo_Online_371x111.jpg

	§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich
	§ 2 Allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragspartner, Erfüllungsort
	§ 3 Vertragsabschluss
	§ 4  Mietzahlung, Zahlungsbedingungen
	§ 5 Mietzeit, Vertragsstrafe
	§ 6 Höhere Gewalt
	§ 7 Rücktritt vom Vertrag und Kündigung
	§ 8 Dokumente
	§ 9 Mängel des Mietgegenstandes
	§ 10 Haftung, Versicherung
	§ 11 Rückgabe des Mietgegenstands - Verjährung
	§ 12 Eigentum, Beistellung, Werkzeuge
	§ 13 Schutzrechte
	§ 14 Geheimhaltung
	§ 15 Vertraulichkeit
	§ 16 Datenschutz
	§ 17 Informationssicherheit
	§ 18 Umweltschutz
	§ 19 Wechsel des Vertragspartners
	§ 20 Wettbewerbsklausel
	§ 21 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz
	§ 22 Arbeitskräfte
	§ 23 Geltung des Mindestlohngesetzes - MiLoG -
	§ 24 Mindestentgelte
	a) Mindestentgelte
	b) Dokumentations- und Nachweispflichten nach § 17 MiLoG
	c) Verpflichtungserklärung von Nachunternehmen oder Verleihern
	d) Kontrollrechte
	e) Freistellungserklärung
	f) Benachrichtigungspflicht
	g) Sanktionen

	§ 25 Gerichtsstand, Anwendbares Recht und Sonstiges

